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Das Thema Gemeindestrukturen wird in Ausserrhoden im Schneckentempo behandelt. Sieben Jahre sind vergangen, seit Roger Sträuli einen Vorstoss eingereicht hat. Bild: SGT

Regierunghält anTotalrevisionderVerfassung fest
Ausserrhoden Der Regierungsrat will keine Teilrevision der Kantonsverfassung. Seiner Ansicht nach

lassen sich grundlegendeAnliegen imRahmen einer Totalrevision angemessen behandeln.

Am26. Septemberdes vergange­
nen Jahres stimmte der Ausser­
rhoder Kantonsrat in 1. Lesung
dem Grundsatzbeschluss über
eine Totalrevision der Kantons­
verfassungmit grosserMehrheit
zu. Trotz dieser klaren Zustim­
mung im Rat ist die Frage der
Zweckmässigkeit einer Totalre­
vision keineswegs eindeutig be­
antwortetworden.Vonverschie­
denen Seiten werden zum Teil
gewichtige Argumente gegen
eine Totalrevision vorgebracht.
AuchdiebeidenBeiträgeausder
Volksdiskussionäussern sichkri­
tisch über die Zweckmässigkeit
des Vorgehens. Insbesondere
wird befürchtet, dass eine Total­
revision aufgrund der Häufung
möglicherWiderstände zwangs­
läufig zu einem Scherbenhaufen

führenmüsse.DassdieKantons­
verfassung inverschiedenenTei­
len revisionsbedürftig ist, ist un­
bestritten.DerHandlungsbedarf
wirdvonbeinaheallenSeitenan­
erkannt.Argumentiertwirdaber,
dasseineSerievonTeilrevisionen
zielgerichteterundschneller zum
Erfolg führe.

Wie aus einerMedienmittei­
lung hervorgeht, bewog diese
AusgangslagedenRegierungsrat,
sich noch einmal vertieftmit der
Frage zu beschäftigen, ob eine
Totalrevisionzweckmässig ist. Er
kam dabei zur Überzeugung,
dass es nach wie vor richtig ist,
denWegderTotalrevision zube­
schreiten. «Verschiedene politi­
sche und verfassungsrechtliche
Anliegen sind so grundlegend,
dass sie sichnur imRahmeneiner

Totalrevision angemessen be­
handeln lassen.DerRegierungs­
rat sieht aberdieNotwendigkeit,
die Gründe für diese Einschät­

zungnochmals klar undausführ­
lich darzulegen. Er wird sich im
Bericht undAntrag zur 2. Lesung
imKantonsrat eingehend zu den
Argumenten der Gegner einer
Totalrevision resp. derBefürwor­
ter von mehreren Teilrevisionen
äussern», heisst es in derMittei­
lung. Auch werde er begründen,
weshalb er keine Veranlassung
sieht, alleine den Grundsatzbe­
schluss, eine Revision der Kan­
tonsverfassunganzugehen, vorab
einer Vernehmlassung zu unter­
stellen.

Volksabstimmung
imFrühling2018

Weiterheisst es inderMitteilung:
«Klar wurde auch, dass die Vor­
arbeiten für eine Totalrevision
derKantonsverfassungmehrZeit

brauchen als ursprünglich ge­
plant.DerRegierungsrat hatdes­
halb den Zeitplan angepasst. Er
strebt die 2. Lesung imKantons­
rat nun imHerbst 2017 und eine
Volksabstimmung über den
Grundsatzbeschluss für oder
gegeneineTotalrevision imFrüh­
ling 2018 an.» Zudem soll eine
sachlich eng beschränkte Teilre­
visiondesGesetzesüberdiepoli­
tischen Rechte vorgezogen wer­
den, insbesondere mit Blick auf
die Gesamterneuerungswahlen
2019. Bis dahin soll ein spezifi­
sches Anliegen der Gemeinden,
die in der Verfassung festge­
schriebene Wohnsitzpflicht am
Tag derWahl für Kandidatinnen
und Kandidaten bei Gemeinde­
wahlen, in einem beschränkten
Rahmen gelockert werden. (kk)

Im Herbst 2017 befasst sich der
Kantonsratmit demGrundsatzbe-
schluss zur Totalrevision. Bild: APZ

Verzögerung stattMarschhalt
Revision DieDiskussion über die AusserrhoderGemeindestrukturen verzögert sich einmalmehr.

Das ärgert die IG Starkes Ausserrhoden. Sie vermisst ein klares Bekenntnis der Regierung zumeigenen Programm.
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Nachdem er das Thema jahre­
langnur zögerlichbehandelt hat­
te, setzte der Ausserrhoder Re­
gierungsrat die Gemeindestruk­
turen als Schwerpunkt für sein
neues Regierungsprogramm
2016–2019. «Der Regierungsrat
nimmt das Heft nun in die
Hand», liess er verlauten. Nach
der Reorganisation der obersten
kantonalen Behörden sei der
Zeitpunkt für einegrundsätzliche
undumfassendeStrukturdiskus­
sion gekommen. Der Weg führe
über eine Totalrevision der Kan­
tonsverfassung.

Das sah die Mehrheit des
Kantonsrats genaugleich.Ansei­
ner Sitzung vom 26. September
2016 hat er sich in erster Lesung

mit 46 Ja zu 16 Nein und einer
Enthaltung für die Totalrevision
und gegen Teilrevisionen ausge­
sprochen.Letzterehätte etwadie
IG Starkes Ausserrhoden bevor­
zugt. Denn: «Mit Teilrevisionen
könnendieTeilbereiche, beiwel­
chen dringender Handlungsbe­
darf besteht, schneller gelöst und
dem Volk unterbreitet werden»,
heisst es in ihrem Argumenta­
rium.

LandammannMatthiasWeis­
haupt betonte im Kantonsrat je­
doch den Grundsatz der Einheit
derMaterie. «In sicher zwei, viel­
leicht auch drei Punkten besteht
eineindeutigerHandlungsbedarf
für eineRevisionderVerfassung:
im Bereich der Gemeindestruk­
turen, bei den politischen Rech­
ten und allenfalls auch in Bezug
auf den kantonalen Finanzaus­

gleich. Im Rahmen einer Teilre­
vision könnten diese unter­
schiedlichenBereiche nicht zeit­
gleich reformiert werden, denn
damit würde der Grundsatz der
Einheit derMaterie verletzt.»

Umstrittene
Grundsatzfrage

Das rief Armin Stoffel, ehemali­
ger CVP-Präsident und langjäh­
riger Sekretär des kantonalen
Volkswirtschaftsdepartements,
auf den Plan. Er widersprach in
unserer Zeitung Landammann
MatthiasWeishaupt. Stoffel sieht
in zwei SachgebietenHandlungs­
bedarf: bei der Einführung des
Proporzwahlrechts fürdieBestel­
lung des Kantonsrates und bei
den Gemeindestrukturen. Diese
Bereiche könntenmit zwei sepa­
raten Teilrevisionen gezielter

überarbeitetwerden, sagt Stoffel.
«AuchsowärederGrundsatzvon
derEinheit derMaterie eingehal­
ten.» Denn letztlich handle es
sich bei beiden erwähnten The­
menumpolitischeStolpersteine,
zudenenes imKantonkeinekla­
reMeinunggebe.«AufdieseWei­
se eine Totalrevision der Kan­
tonsverfassung aufzubauen, ist
unklug, unsachgemäss und poli­
tisch falsch», argumentierteStof­
fel und verlangte vom Regie­
rungsrat einenMarschhalt.

Doch der Regierungsrat hält
anderTotalrevisionderKantons­
verfassung fest (siehe Medien­
mitteilung unten) – er hat aber
denZeitplanangepasst und führt
trotz der grossen Zustimmung
zurTotalrevision indererstenLe­
sung die zweite Lesung erst im
Herbst 2017 durch. Die Volksab­

stimmung findet voraussichtlich
imFrühling2018 statt.Dies sorgt
bei Roger Sträuli für Kopfschüt­
teln. «Das ist bedenklich», sagt
der Präsident der IG Starkes
Ausserrhoden. Weshalb der Re­
gierungsrat bei seiner Argumen­
tation nochmals über die Bücher
müsse, könne er nicht nachvoll­
ziehen. Er habe ja bereits ent­
schieden, dass für ihn nur eine
Totalrevision in Frage kommt.
«Zudem waren alle Fakten be­
reits vor der ersten Lesung be­
kannt. Ich vermisse ein klares
und spürbares Bekenntnis zum
Regierungsprogramm.» Die IG
Starkes Ausserrhoden werde am
16. März an der Jahresversamm­
lung in Heiden das weitere Vor­
gehen besprechen. Denkbar ist,
dass die IG das Heft in die Hand
nimmt.

Verteilschlüssel
Hallenbaddefizit

Appenzell Der geplanteNeubau
eines Hallenbades in Innerrho­
denerfordert auch eineRevision
des Sportgesetzes. Dazu hat die
StandeskommissionnuneineEr­
gänzungsbotschaft verfasst. Es
geht dabei umdieAufteilungdes
Betriebsdefizits zwischen dem
Kanton und den Schulgemein­
dendes innerenLandesteils,wie
es in einer Medienmitteilung
heisst.

Für die zweite Hallenbadva­
riante − jene mit Saunaland­
schaft −mussten zusätzlicheAb­
klärungengetroffenwerden.Mit
den Schulbehörden war zu klä­
ren, ob diese damit einverstan­
den sind, dass der vereinbarte
Verteilschlüssel auch für die er­
weiterte Hallenbadvariante gilt.
Weil bei der Variante mit einem
Saunaangebot von einem tiefe­
renBetriebsdefizit ausgegangen
wird, erklärten sich die Schulbe­
hörden einverstanden, den ver­
einbarten Verteilschlüssel für
beideHallenbadvarianten zu ak­
zeptieren.

Die Vorlage zur Revision des
Sportgesetzesmuss folglichnicht
angepasst werden, wie es ab­
schliessend heisst. (rk)

Taxpunktwert
festgelegt

Appenzell Die InnerrhoderStan­
deskommissionhat gemässeiner
Medienmitteilung die Tarifver­
einbarungzwischendemSchwei­
zerischenVerbandder freiberuf­
lichenPhysiotherapeuten (SVFP)
und der Tarifsuisse AG geneh­
migt. Mit der Vereinbarungwer­
den die Vergütungen für Physio­
therapieleistungen geregelt. Der
Taxpunktwert wurde rückwir­
kend auf den 1. Oktober letzten
Jahres auf 97 Rappen festgelegt,
heisst es abschliessend. (rk)

Erstes
Präsidententreffen
Austausch Auf Einladung des
Ausserrhoder Gewerbeverban­
des hat vor kurzem erstmals ein
Präsidententreffenzwischenden
Verbänden und den politischen
Parteien stattgefunden. Ver­
bandseitig waren gemäss Me­
dienmitteilung vertreten:
Bauernverband, Gastro Appen­
zellerland,Gewerbeverband,Ge­
werkschaftsbund, Hauseigentü­
merverband,Hoteliervereinund
Industrieverein. Von der politi­
schen Seite waren die Präsiden­
ten von CVP, FDP, Parteiunab­
hängige, SP und SVP anwesend.
Mit dabei war ausserdem,wie es
in der Mitteilung heisst, die Stif­
tung zur Förderung der appen­
zell­ausserrhodischenWirtschaft
und dasHaus derWirtschaft.
Diskutiert worden sind Themen
wie gemeinsame Anliegen von
Wirtschaft und Politik, Zusam­
menarbeitsmöglichkeiten, Ver­
halten bei Abstimmungen sowie
Wahlen und Synergien bei Ver­
nehmlassungen. Einstimmig
wurde beschlossen, das Treffen
im Januar 2018 erneut durchzu­
führen. (pd))


